
die Festlegung des Geldbetrags bei Unionsbürgern und Staats­
angehörigen von Drittstaaten — Unterschiedliche Auswahlkrite­
rien für die Bewilligung des Wohngelds für Unionsbürger und 
Staatsangehörige von Drittstaaten — Vereinbarkeit mit den Art. 
2 und 6 EUV und den Art. 21 und 34 der Charta der Grund­
rechte — Vereinbarkeit mit den Art. 18, 45 und 49 AEUV — 
Vereinbarkeit mit der Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. 
Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft (ABl. 
L 180, S. 22) und der Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 
25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig 
aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen (ABl. 2004 L 16, 
S. 44) — Unmittelbare Anwendbarkeit von Bestimmungen des 
Unionsrechts — Vereinbarkeit mit Art. 14 EMRK und Art. 1 des 
Zusatzprotokolls Nr. 12 EMRK — Unmittelbare Anwendbarkeit 
der EMRK gemäß Art. 6 EUV — Anwendbare Sanktionen ge­
mäß Art. 15 der Richtlinie 2000/43/EG 

Tenor 

1. Die erste und die vierte bis siebte Frage, die das Tribunale di 
Bolzano in der Rechtssache C-571/10 vorgelegt hat, sind un­
zulässig. 

2. Die in Art. 6 EUV enthaltene Verweisung auf die am 4. No­
vember 1950 in Rom unterzeichnete Europäische Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten gebietet es einem 
nationalen Gericht nicht, im Fall eines Widerspruchs zwischen 
einer Regelung des nationalen Rechts und dieser Konvention die 
Bestimmungen der Konvention unmittelbar anzuwenden und die 
mit dieser unvereinbare nationale Regelung unangewendet zu las­
sen. 

3. Art. 11 Abs. 1 Buchst. d der Richtlinie 2003/109/EG des Rates 
vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der lang­
fristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen ist dahin 
auszulegen, dass er einer nationalen oder regionalen Regelung 
wie der im Ausgangsverfahren fraglichen entgegensteht, die im 
Rahmen der Gewährung von Wohngeld einen Drittstaatsangehö­
rigen, der die im Einklang mit dieser Richtlinie gewährte Rechts­
stellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten besitzt, bei der 
Aufteilung der für dieses Wohngeld bestimmten Mittel anders 
behandelt als Bürger des Mitgliedstaats, die in derselben Provinz 
oder Region ansässig sind, sofern dieses Wohngeld in eine der drei 
in dieser Bestimmung genannten Kategorien fällt und Art. 11 
Abs. 4 der Richtlinie keine Anwendung findet. 

( 1 ) ABl. C 46 vom 12.2.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 26. April 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Staatssecretaris van 
Financiën/L.A.C. van Putten (C-578/10), P. Mook 

(C-579/10), G. Frank (C-580/10) 

(Verbundene Rechtssachen C-578/10 bis C-580/10) ( 1 ) 

(Art. 18 EG und 56 EG — Kraftfahrzeuge — Benutzung 
eines geliehenen Personenkraftwagens in einem Mitgliedstaat, 
wenn dieser Wagen in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen 
ist — Besteuerung dieses Fahrzeugs im erstgenannten Mit­
gliedstaat bei seiner erstmaligen Ingebrauchnahme auf dem 

inländischen Straßennetz) 

(2012/C 174/13) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staatssecretaris van Financiën 

Beklagte: L.A.C. van Putten (C-578/10), P. Mook (C-579/10), G. 
Frank (C-580/10) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung von Art. 18 EG (jetzt Art. 21 AEUV) — Nationale 
Regelung, die die erstmalige Ingebrauchnahme eines Fahrzeugs 
auf dem nationalen Straßennetz einer Zulassungssteuer unter­
wirft — Steuerpflicht einer im betroffenen Mitgliedstaat ansäs­
sigen Person, die aber die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaats besitzt und die ein in einem anderen Mitgliedstaat 
zugelassenes Fahrzeug von einer dort ansässigen Person vorü­
bergehend für Privatfahrten in dem ersten Mitgliedstaat ausgelie­
hen hat 

Tenor 

Art. 56 EG ist dahin auszulegen, dass er der Regelung eines Mit­
gliedstaats entgegensteht, nach der dessen Einwohner, wenn sie ein in 
einem anderen Mitgliedstaat zugelassenes Fahrzeug von einem Ein­
wohner dieses anderen Mitgliedstaats geliehen haben, bei der erstmali­
gen Ingebrauchnahme dieses Fahrzeugs auf dem nationalen Straßen­
netz die Steuer, die normalerweise bei der Zulassung eines Fahrzeugs 
im erstgenannten Mitgliedstaat fällig wird, in voller Höhe zahlen 
müssen, ohne dass die Benutzungsdauer des Fahrzeugs auf diesem 
Straßennetz berücksichtigt wird und ohne dass diese Personen ein 
Recht auf Befreiung oder Erstattung geltend machen können, wenn 
das Fahrzeug weder dazu bestimmt ist, im Wesentlichen dauerhaft im 
erstgenannten Mitgliedstaat benutzt zu werden, noch tatsächlich so 
benutzt wird. 

( 1 ) ABl. C 72 vom 5.3.2011.
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